
Satzung über die Entschädigung der Abgeordneten und sachkundigen Ein-
wohner des Kreistages Uckermark  (Entschädigungssatzung) 

 
Gegenüberstellung (Synopse)  -  Alte Fassung / Neue Fassung 

 

 § 1 
Geschlechtsspezifische  

Formulierungen 
 

Soweit in der Satzung Funktionen oder 
Personen mit einem geschlechtsspezifi-
schen Begriff beschrieben werden, gilt 
die jeweilige Bestimmung auch für das 
jeweils andere Geschlecht gleicherma-
ßen, soweit sich aus der Natur der Sa-
che nicht etwas anderes ergibt. 

 

§ 1 
Aufwandsentschädigung 

 
(1) Die Kreistagsabgeordneten erhalten 

eine monatliche Aufwandsentschä-
digung in Höhe von 195 €. 

 
(2) Der Vorsitzende des Kreistages 

erhält neben der Aufwandsentschä-
digung für Abgeordnete eine monat-
liche Aufwandsentschädigung in 
Höhe von 600 €. Ein Stellvertreter 
des Vorsitzenden des Kreistages 
erhält neben der Aufwandsentschä-
digung für Abgeordnete eine Auf-
wandsentschädigung in Höhe von 
300 €, wenn er den Vorsitzenden 
des Kreistages innerhalb eines Ka-
lendermonats länger als 2 Wochen 
vertritt. Die Aufwandsentschädigung 
des Vorsitzenden des Kreistages 
wird um diesen Betrag gekürzt. 

 
 
(3) Die Fraktionsvorsitzenden erhalten 

neben der Aufwandsentschädigung 
für Abgeordnete eine monatliche 
Aufwandsentschädigung in Höhe 
von 194 €. Ein Stellvertreter des 
Fraktionsvorsitzenden erhält neben 
der Aufwandsent-schädigung für 
Abgeordnete eine Aufwandsent-
schädigung 97 €, wenn er den Frak-
tionsvorsitzenden innerhalb eines 
Kalendermonats länger als 2 Wo-
chen vertritt. Die Aufwandsentschä-
digung des Fraktionsvorsitzenden 
wird um diesen Betrag gekürzt. 

§ 2 
Aufwandsentschädigung 

 
(1) Die Kreistagsabgeordneten erhalten 

eine monatliche Aufwandsentschä-
digung in Höhe von 195 €. 

 
(2) Der Vorsitzende des Kreistages er-

hält neben der Aufwandsentschädi-
gung für Kreistagsabgeordnete eine 
monatliche Aufwandsentschädigung 
in Höhe von 600 €. Ein Stellvertreter 
des Vorsitzenden des Kreistages 
erhält neben der Aufwandsentschä-
digung für Kreistagsabgeordnete ei-
ne Aufwandsentschädigung in Höhe 
von 300 €, wenn er den Vorsitzen-
den des Kreistages innerhalb eines 
Kalendermonats länger als 2 Wo-
chen vertritt. Die Aufwandsentschä-
digung des Vorsitzenden des Kreis-
tages wird um diesen Betrag ge-
kürzt. 

 
(3) Die Fraktionsvorsitzenden erhalten 

neben der Aufwandsentschädigung 
für Kreistagsabgeordnete eine mo-
natliche Aufwandsentschädigung in 
Höhe von 194 €. Ein Stellvertreter 
des Fraktionsvorsitzenden erhält 
neben der Aufwandsentschädigung 
für Kreistagsabgeordnete eine Auf-
wandsentschädigung in Höhe von 
97 €, wenn er den Fraktionsvorsit-
zenden innerhalb eines Kalender-
monats länger als 2 Wochen vertritt. 
Die Aufwandsentschädigung des 
Fraktionsvorsitzenden wird um die-



 
 

(4) Der Vorsitzende des Kreisaus-
schusses, soweit er nicht Landrat 
ist, erhält neben der Aufwandsent-
schädigung für Abgeordnete eine 
monatliche Aufwandsent-
schädigung in Höhe von 250 €. Ein 
Stellvertreter des Vorsitzenden des 
Kreisausschusses, soweit er nicht 
Landrat ist, erhält neben der Auf-
wandsentschädigung für Abgeord-
nete eine Aufwandsentschädigung 
von 125 €, wenn er den Vorsitzen-
den des Kreisausschusses inner-
halb eines Kalendermonats länger 
als 2 Wochen vertritt. Die Auf-
wandsentschädigung des Vorsit-
zenden des Kreisausschusses wird 
um diesen Betrag gekürzt. 

 
(5) Die Vorsitzenden des Jugendhil-

feausschusses und der beratenden 
Ausschüsse des Kreistages erhal-
ten neben der Aufwandsentschädi-
gung für Abgeordnete eine monatli-
che Aufwandsentschädigung in Hö-
he von jeweils 100 €. Ein Stellver-
treter eines solchen Ausschussvor-
sitzenden erhält neben der Auf-
wandsentschädigung für Abgeord-
nete eine Aufwandsentschädigung 
von 50 €, wenn er den entspre-
chenden Ausschussvorsitzenden 
innerhalb eines Kalendermonats 
länger als 2 Wochen vertritt. Die 
Aufwandsentschädigung des jewei-
ligen Vorsitzenden wird um diesen 
Betrag gekürzt. 

 
(6) Stehen zusätzliche Aufwandsent-

schädigungen nach den Absätzen 2 
und 3 nebeneinander zu, so wird 
nur die höhere Aufwandsentschädi-
gung gewährt. Stehen zusätzliche 
Aufwandsentschädigungen nach 
den Absätzen 2 und 4 nebeneinan-
der zu, so ist die Aufwandsentschä-
digung nach Absatz 4 um 50 v. H. 
zu vermindern. 

 
(7) Die Aufwandsentschädigung wird 

jeweils für einen ganzen Kalender-
monat gewährt. Die Zahlung be-
ginnt mit dem ersten Tag des Mo-

sen Betrag gekürzt. 
 
(4) Der Vorsitzende des Kreisaus-

schusses, soweit er nicht Landrat 
ist, erhält neben der Aufwandsent-
schädigung für Kreistagsabgeordne-
te eine monatliche Aufwandsent-
schädigung in Höhe von 250 €. Ein 
Stellvertreter des Vorsitzenden des 
Kreisausschusses, soweit er nicht 
Landrat ist, erhält neben der Auf-
wandsentschädigung für Kreistags-
abgeordnete eine Aufwandsent-
schädigung von 125 €, wenn er den 
Vorsitzenden des Kreisausschusses 
innerhalb eines Kalendermonats 
länger als 2 Wochen vertritt. Die 
Aufwandsentschädigung des Vorsit-
zenden des Kreisausschusses wird 
um diesen Betrag gekürzt. 

 
(5) Die Vorsitzenden des Jugendhil-

feausschusses und der beratenden 
Ausschüsse des Kreistages erhalten 
neben der Aufwandsentschädigung 
für Kreistagsabgeordnete eine mo-
natliche Aufwandsentschädigung in 
Höhe von jeweils 100 €. Ein Stell-
vertreter eines solchen Ausschuss-
vorsitzenden erhält neben der Auf-
wandsentschädigung für Kreistags-
abgeordnete eine Aufwandsent-
schädigung von 50 €, wenn er den 
entsprechenden Ausschussvorsit-
zenden innerhalb eines Kalender-
monats länger als 2 Wochen vertritt. 
Die Aufwandsentschädigung des 
jeweiligen Vorsitzenden wird um 
diesen Betrag gekürzt. 

 
(6) Stehen zusätzliche Aufwandsent-

schädigungen nach den Absätzen 2 
und 3 nebeneinander zu, so wird 
nur die höhere Aufwandsentschädi-
gung gewährt. Stehen zusätzliche 
Aufwandsentschädigungen nach 
den Absätzen 2 und 4 nebeneinan-
der zu, so ist die Aufwandsentschä-
digung nach Absatz 4 um 50 v. H. 
zu vermindern. 

 
(7) Die Aufwandsentschädigung wird 

jeweils für einen ganzen Kalender-
monat gewährt. Die Zahlung beginnt 
mit dem ersten Tag des Monats, in 



nats, in dem das Mandat wahrge-
nommen wird und entfällt mit Ablauf 
des Monats, in dem das Mandat 
endet. 

 
(8) Nimmt ein Kreistagsabgeordneter 

unentschuldigt an einer Sitzung des 
Kreistages nicht teil, so wird die 
Aufwandsentschädigung um 50% 
einer monatlichen Aufwandsent-
schädigung für einen Kreistagsab-
geordneten gekürzt. Bei zweimali-
gem unentschuldigtem Fehlen in 
Folge beträgt die Kürzung 75%, bei 
dreimaligem unentschuldigtem Feh-
len in Folge 100% einer monatli-
chen Aufwandsentschädigung für 
einen Kreistagsabgeordneten. 

 

dem das Mandat wahrgenommen 
wird und entfällt mit Ablauf des Mo-
nats, in dem das Mandat endet. 

 
 
(8) Nimmt ein Kreistagsabgeordneter 

unentschuldigt an einer Sitzung des 
Kreistages nicht teil, so wird die 
Aufwandsentschädigung um 50% 
einer monatlichen Aufwandsent-
schädigung für einen Kreistagsab-
geordneten gekürzt. Bei zweimali-
gem unentschuldigtem Fehlen in 
Folge beträgt die Kürzung 75%, bei 
dreimaligem unentschuldigtem Feh-
len in Folge 100% einer monatlichen 
Aufwandsentschädigung für einen 
Kreistagsabgeordneten. 

 

§ 2  
Sitzungsgeld 

 
(1) Kreistagsabgeordnete erhalten für 

die Teilnahme an Sitzungen des 
Kreistages und seiner Ausschüsse 
für jede Sitzung ein Sitzungsgeld in 
Höhe von 13 €. Für die Teilnahme 
an Fraktionssitzungen zur Vorberei-
tung der Sitzungen des Kreistages 
und der Ausschüsse erfolgt die 
Zahlung von Sitzungsgeld für bis zu 
drei Sitzungen zwischen den Kreis-
tagen in Höhe von 13 € je Sitzung. 

 
(2) Sachkundige Einwohner im Sinne 

des § 43 Abs.4 BbgKVerf erhalten 
für die Teilnahme an Ausschusssit-
zungen ein Sitzungsgeld in Höhe 
von 18 €. 

 
(3) Sitzungsgeld erhalten nur Mitglieder 

des Ausschusses und sachkundige 
Einwohner, die dem Ausschuss an-
gehören. 

 
(4) Für mehrere Sitzungen am Tag wird 

nur 1 Sitzungsgeld gewährt. 
 

§ 3  
Sitzungsgeld 

 
(1) Kreistagsabgeordnete erhalten für 

die Teilnahme an Sitzungen des 
Kreistages und seiner Ausschüsse 
für jede Sitzung ein Sitzungsgeld in 
Höhe von 13 €. Für die Teilnahme 
an Fraktionssitzungen zur Vorberei-
tung der Sitzungen des Kreistages 
und der Ausschüsse erfolgt die Zah-
lung von Sitzungsgeld für bis zu drei 
Sitzungen zwischen den Kreistagen 
in Höhe von 13 € je Sitzung. 

 
(2) Sachkundige Einwohner im Sinne 

des § 43 Abs.4 BbgKVerf erhalten 
für die Teilnahme an Ausschusssit-
zungen ein Sitzungsgeld in Höhe 
von 25 €. 

 
(3) Sitzungsgeld erhalten nur Kreis-

tagsabgeordnete und sachkundige 
Einwohner, die dem Ausschuss an-
gehören. 

 
(4) Für mehrere Sitzungen am Tag wird 

nur ein Sitzungsgeld gewährt. 
 

§ 3 
Ersatz des Verdienstausfalls 

 
(1) Kreistagsabgeordnete und sach-

kundige Einwohner im Sinne des § 
43 Abs.4 BbgKVerf haben neben 
der Aufwandsentschädigung nach § 

§ 4 
Ersatz des Verdienstausfalls 

 
(1) Kreistagsabgeordnete und sach-

kundige Einwohner im Sinne des § 
43 Abs.4 BbgKVerf haben neben 
der Aufwandsentschädigung nach § 



1 dieser Satzung und dem Sit-
zungsgeld nach § 2 dieser Satzung 
einen Anspruch auf Ersatz des Ver-
dienstausfalls. 

 
(2) Der Verdienstausfall wird auf Antrag 

und nur gegen Nachweis erstattet. 
Selbständige und freiberuflich Täti-
ge müssen den Verdienstausfall 
glaubhaft machen. 

 
 
 
 
(3) Der Verdienstausfall wird nur bis 

zum Erreichen der Regelaltersgren-
ze bei einer auf Erwerb ausgerich-
teten Beschäftigung erstattet.  

 
(4) Eine Erstattung des Verdienstaus-

falls erfolgt bis zu 35 Stunden mo-
natlich und höchstens bis zu 25 € / 
Stunde. 

 
(5) Zur Betreuung von Kindern bis zum 

vollendeten zehnten Lebensjahr 
wird für die Dauer der mandatsbe-
dingten notwendigen Abwesenheit 
eine Entschädigung gegen Nach-
weis bis zur Höhe von 13 € / Stunde 
gewährt, wenn die Übernahme der 
Betreuung durch einen Personen-
sorgeberechtigten während dieser 
Zeit nicht möglich ist.  

 

2 dieser Satzung und dem Sit-
zungsgeld nach § 3 dieser Satzung 
einen Anspruch auf Ersatz des 
Verdienstausfalls. 

 
(2) Der Verdienstausfall wird auf An-

trag und nur gegen Nachweis er-
stattet. Selbständige und freiberuf-
lich Tätige erhalten eine Verdienst-
ausfallpauschale je Stunde. Sie 
wird im Einzelfall auf der Grundlage 
des glaubhaft gemachten Einkom-
mens festgesetzt. 

 
(3) Der Verdienstausfall wird nur bis 

zum Erreichen der Regelalters-
grenze bei einer auf Erwerb ausge-
richteten Beschäftigung erstattet.  

 
(4) Eine Erstattung des Verdienstaus-

falls erfolgt bis zu 35 Stunden mo-
natlich und höchstens bis zu 25 € / 
Stunde. 

 
(5) Zur Betreuung von Kindern bis zum 

vollendeten zehnten Lebensjahr 
wird für die Dauer der mandatsbe-
dingten notwendigen Abwesenheit 
eine Entschädigung gegen Nach-
weis bis zur Höhe von 13 € / Stun-
de gewährt, wenn die Übernahme 
der Betreuung durch einen Perso-
nensorgeberechtigten während die-
ser Zeit nicht möglich ist.  

 

§ 4 
Ersatz von Fahrtkosten 

 
(1) Kreistagsabgeordnete und sach-

kundige Einwohner im Sinne des § 
43 Abs.  BbgKVerf haben einen An-
spruch auf Erstattung von Fahrtkos-
ten, die ihnen durch Fahrten zum 
Sitzungsort und zurück entstehen. 
Abgeordneten wird diese Erstattung 
neben der Aufwandsentschädigung 
nach § 1 dieser Satzung gewährt. 
Die Fahrtkosten werden für die 
Teilnahme an Sitzungen des Kreis-
tages und seiner Ausschüsse sowie  
der Fraktionen erstattet.  

 
 
 
 

§ 5 
Ersatz von Fahrtkosten 

 
(1) Kreistagsabgeordnete und sach-

kundige Einwohner im Sinne des § 
43 Abs. 4  BbgKVerf haben einen 
Anspruch auf Erstattung von Fahrt-
kosten, die ihnen durch Fahrten zum 
Sitzungsort und zurück entstehen. 
Kreistagsabgeordneten wird diese 
Erstattung neben der Aufwandsent-
schädigung nach § 2 dieser Satzung 
gewährt. Die Fahrtkosten werden für 
die Teilnahme an Sitzungen des 
Kreistages und seiner Ausschüsse, 
der Fraktionen, des Ältestenrates 
sowie weiterer Veranstaltungen im 
Zusammenhang mit der Man-
datsausübung erstattet. 

 



(2) Fahrtkosten öffentlicher Verkehrs-
mittel (Bus, Eisenbahn) werden an-
hand der nachgewiesenen Kosten 
erstattet.  

 
(3) Fahrtkosten für die Nutzung eines 

privaten, eigenen Kraftfahrzeuges 
werden nach den in § 5 Bundesrei-
sekostengesetz (BRKG) festgeleg-
ten Sätzen der Wegstreckenent-
schädigung erstattet. 

 
 
(4) Für Fahrtkosten, die auf Veranlas-

sung des Vorsitzenden des Kreista-
ges seinen Stellvertretern oder an-
deren Kreistagsabgeordneten aus 
Anlass der Repräsentation des 
Kreistages entstehen, gelten die 
Absätze 2-3 entsprechend. 

 

(2) Fahrtkosten öffentlicher Verkehrs-
mittel (Bus, Eisenbahn) werden an-
hand der nachgewiesenen Kosten 
erstattet.  

 
(3) Fahrtkosten für die Nutzung eines 

privaten, eigenen Kraftfahrzeuges 
werden nach den in § 5 Bundesrei-
sekostengesetz (BRKG) festgeleg-
ten Sätzen der Wegstreckenent-
schädigung erstattet. 

 
 

(4) Für Fahrtkosten, die auf Veranlas-
sung des Vorsitzenden des Kreista-
ges seinen Stellvertretern oder an-
deren Kreistagsabgeordneten aus 
Anlass der Repräsentation des 
Kreistages entstehen, gelten die Ab-
sätze 2-3 entsprechend. 

 

§ 5 
Ersatz von Dienstreisekosten 

 
(1) Für Dienstreisen, die Kreistagsab-

geordnete und sachkundige Ein-
wohner im Sinne des § 43 Abs. 4 
BbgKVerf unternehmen, wird Rei-
sekostenvergütung nach Maßgabe 
des im Land Brandenburg gelten-
den Reisekostenrechtes gezahlt. 

 
(2) Dienstreisen, für die Reisekosten-

vergütung nach Abs.1 beantragt 
wird, bedürfen der vorherigen Ge-
nehmigung des Vorsitzenden des 
Kreistages. 

 

 § 6 
Ersatz von Dienstreisekosten 

 
(1) Für Dienstreisen, die Kreistagsab-

geordnete und sachkundige Ein-
wohner im Sinne des § 43 Abs. 4 
BbgKVerf unternehmen, wird Reise-
kostenvergütung nach Maßgabe 
des im Land Brandenburg geltenden 
Reisekostenrechtes gezahlt. 

 
(2) Dienstreisen, für die Reisekosten-

vergütung nach Abs.1 beantragt 
wird, bedürfen der vorherigen Ge-
nehmigung des Vorsitzenden des 
Kreistages. 

 

§ 6 
Fraktionsgelder / Fraktionsräume 

 
 
(1) Die Fraktionen erhalten für die aus 

ihrer Tätigkeit entstehenden Auf-
wendungen eine monatliche Pau-
schale in Höhe von 75 € zuzüglich 
10 € für jedes Fraktionsmitglied.  

 
 
 
 
 
 
 
 

§ 7 
Fraktionszuwendungen / Fraktions-

räume 
 
(1) Die Fraktionen erhalten für die Fi-

nanzierung ihres notwendigen 
sächlichen und personellen Auf-
wandes monatlich Fraktionszuwen-
dungen, die entsprechend des 
Runderlasses Nr. 03/2013 des Mi-
nisteriums des Innern des Landes 
Brandenburg vom 04. Dezember 
2013 zweckgebunden zu verwen-
den sind. Die Fraktionszuwendun-
gen setzen sich aus einem Sockel-
betrag in Höhe von 425 €/Monat 
und einem Kopfbetrag in Höhe von  



 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(2) Zur Durchführung von Fraktionssit-

zungen steht allen Fraktionen je ein 
Fraktionsraum zur Verfügung, der 
zweckentsprechend ausgestattet 
ist. Ein Entgelt wird nicht erhoben. 
Die gemeinsame Nutzung eines 
Fraktionsraumes durch mehrere 
Fraktionen kann vereinbart werden. 

 
(3) Die Fraktionen erhalten für Öffent-

lichkeitsarbeit eine monatliche Pau-
schale von 350,- €. Diese darf aus-
schließlich für Öffentlichkeitsarbeit 
im Sinne des Runderlasses III Nr. 
74/1994 des Ministeriums des In-
nern des Landes Brandenburg vom 
07. Dezember 1994 verwendet 
werden. Sie sind jährlich abzurech-
nen. Nicht genutzte Gelder fallen 
der Kreiskasse anheim. 

 
 
 
 

10 €/Monat und Fraktionsmitglied 
zusammen. Sie sind jährlich abzu-
rechnen. Die Abrechnung erfolgt 
zum 31.03. für das abgelaufene 
Jahr. Die Verwendungsnachweise 
sind in einfacher Form dem Landrat 
vorzulegen und müssen die Belege 
enthalten, die eine erfolgte Ausga-
be dokumentieren.  

 
Nicht genutzte Fraktionszuwendun-
gen fallen der Kreiskasse anheim, 
soweit sie nicht im Rahmen des § 
24 der Verordnung über die Aufstel-
lung und Ausführung des Haus-
haltsplans der Gemeinden 
(Kommunale Haushalts- und Kas-
senverordnung - KomHKV) vom 14. 
Februar 2008 auf das folgende 
Haushaltsjahr übertragen werden.  

 
Nach Auflösung der Fraktion oder 
spätestens mit dem Ablauf des 
kommunalen Mandats der Frakti-
onsmitglieder sind nicht verbrauch-
te Geld- und Sachmittel einschließ-
lich der abnutzbaren, beweglichen 
Vermögensgegenstände des Anla-
gevermögens an den Landkreis 
Uckermark zurückzugeben. 

 
(2) Zur Durchführung von Fraktionssit-

zungen steht allen Fraktionen je ein 
Fraktionsraum zur Verfügung, der 
zweckentsprechend ausgestattet 
ist. Ein Entgelt wird nicht erhoben. 
Die gemeinsame Nutzung eines 
Fraktionsraumes durch mehrere 
Fraktionen kann vereinbart werden. 

 
(3) gestrichen 

 

http://www.doppik-kom.brandenburg.de/cms/detail.php/bb2.c.453254.de
http://www.doppik-kom.brandenburg.de/cms/detail.php/bb2.c.453254.de
http://www.doppik-kom.brandenburg.de/cms/detail.php/bb2.c.453253.de


§ 7  
Ehrenamtliche Beauftragte 

(vgl. § 19 BbgKVerf) 
 

(1) Die in den Absätzen 2-3 aufgeführ-
ten Regelungen gelten nur für eh-
renamtliche Beauftragte, die nicht 
Bedienstete des Landkreises sind. 

 
(2) Ehrenamtlich tätige Beauftragte 

erhalten für die Teilnahme an Sit-
zungen des Kreistages und an Sit-
zungen von Ausschüssen des 
Kreistages ein Sitzungsgeld in Hö-
he von 13 €, sofern sie nicht schon 
aufgrund anderer Regelungen die-
ser Satzung Sitzungsgeld erhalten. 
Für die Teilnahme an Sitzungen 
von Ausschüssen des Kreistages, 
in denen sie nicht schon als Abge-
ordneter oder sachkundiger Ein-
wohner (i. S. d. § 43 Abs. 4 BbgK-
Verf) Mitglied sind, erhalten ehren-
amtliche Beauftragte Sitzungsgeld, 
wenn die Teilnahme an der Sitzung 
nachweislich der Aufgabenerfüllung 
als ehrenamtlicher Beauftragter 
dient. 

 
(3) Für mehrere Sitzungen an einem 

Tag wird nur ein Sitzungsgeld ge-
währt. 

 
(4) Sofern eine Erstattung von Sit-

zungsgeld gemäß Absatz 3 erfolgt, 
haben ehrenamtlich tätige Beauf-
tragte Anspruch auf Erstattung der 
Fahrtkosten, die ihnen durch Fahr-
ten zum Sitzungsort und zurück 
entstehen, sofern sie nicht schon 
aufgrund anderer Regelungen die-
ser Satzung Fahrtkosten erhalten. 

 
(5) Für die Erstattung von Fahrtkosten 

gelten die Regelungen des § 4 Ab-
satz 2-3 dieser Satzung entspre-
chend. 

 
(6) Ehrenamtlich tätige Beauftragte 

können den Ersatz von Dienstreise-
kosten beantragen. 

 
(7) Für den Ersatz von Dienstreisekos-

ten gelten die Regelungen des § 5 
Absätze 1-2 dieser Satzung ent-

§ 8  
Ehrenamtliche Beauftragte 

(vgl. § 19 BbgKVerf) 
 

(1)  Die in den Absätzen 2-3 aufgeführ-
ten Regelungen gelten nur für eh-
renamtliche Beauftragte, die nicht 
Bedienstete des Landkreises sind. 

 
(2) Ehrenamtlich tätige Beauftragte er-

halten für die Teilnahme an Sitzun-
gen des Kreistages und an Sitzun-
gen von Ausschüssen des Kreista-
ges ein Sitzungsgeld in Höhe von 13 
€, sofern sie nicht schon aufgrund 
anderer Regelungen dieser Satzung 
Sitzungsgeld erhalten. Für die Teil-
nahme an Sitzungen von Ausschüs-
sen des Kreistages, in denen sie 
nicht schon als Kreistagsabgeordne-
ter oder sachkundiger Einwohner (i. 
S. d. § 43 Abs. 4 BbgKVerf) Mitglied 
sind, erhalten ehrenamtliche Beauf-
tragte Sitzungsgeld, wenn die Teil-
nahme an der Sitzung nachweislich 
der Aufgabenerfüllung als ehrenamt-
licher Beauftragter dient. 

 
 

(3) Für mehrere Sitzungen an einem 
Tag wird nur ein Sitzungsgeld ge-
währt. 

 
(4) Sofern eine Erstattung von Sit-

zungsgeld gemäß Absatz 3 erfolgt, 
haben ehrenamtlich tätige Beauftrag-
te Anspruch auf Erstattung der 
Fahrtkosten, die ihnen durch Fahrten 
zum Sitzungsort und zurück entste-
hen, sofern sie nicht schon aufgrund 
anderer Regelungen dieser Satzung 
Fahrtkosten erhalten. 

 
(5)  Für die Erstattung von Fahrtkosten 

gelten die Regelungen des § 5 Ab-
satz 2-3 dieser Satzung entspre-
chend. 

 
(6)  Ehrenamtlich tätige Beauftragte kön-

nen den Ersatz von Dienstreisekos-
ten beantragen. 

 
(7)  Für den Ersatz von Dienstreisekos-

ten gelten die Regelungen des § 6 
Absätze 1-2 dieser Satzung entspre-



sprechend. 
 

chend. 
 

§ 8  
Mitglieder des Beirates für Migration 
und Integration (Integrationsbeirat) 

(vgl. § 17 Hauptsatzung)  
 

(1) Die Mitglieder des Beirates für Mig-
ration und Integration (Integrations-
beirat) haben einen Anspruch auf 
Erstattung von Fahrtkosten, die 
ihnen durch Fahrten zum Sitzungs-
ort und zurück entstehen. Die Fahrt-
kosten werden für die Teilnahme an 
Sitzungen des Integrationsbeirates 
erstattet. 

 
(2) Für die Erstattung von Fahrtkosten 

gelten die Regelungen des § 4 Ab-
satz 2-3 dieser Satzung entspre-
chend. 

 

§ 9 
Mitglieder des Beirates für Migration 
und Integration (Integrationsbeirat) 

(vgl. § 17 Hauptsatzung)  
 

(1) Die Mitglieder des Beirates für Mig-
ration und Integration (Integrations-
beirat) haben einen Anspruch auf 
Erstattung von Fahrtkosten, die 
ihnen durch Fahrten zum Sitzungs-
ort und zurück entstehen. Die Fahrt-
kosten werden für die Teilnahme an 
Sitzungen des Integrationsbeirates 
erstattet. 

 
(2) Für die Erstattung von Fahrtkosten 

gelten die Regelungen des § 5 Ab-
satz 2-3 dieser Satzung entspre-
chend. 

 

§ 9 
In-Kraft-Treten, Außer-Kraft-Treten 

 
Diese Satzung tritt am 01.07.2009 in 
Kraft. Gleichzeitig tritt die Satzung über 
die Entschädigung der Abgeordneten 
und sachkundigen Einwohner des Kreis-
tages Uckermark (Entschädigungssat-
zung) vom 12.12.2002 in der Fassung 
der 1. Änderungssatzung – Entschädi-
gungssatzung vom 02.09.2005 außer 
Kraft. 

 

§ 10 
In-Kraft-Treten, Außer-Kraft-Treten 

 
Die vorstehende Satzung tritt nach ihrer 
öffentlichen Bekanntmachung im Amts-
blatt für den Landkreis Uckermark rück-
wirkend zum 01.01.2018 in Kraft. 
 
Gleichzeitig tritt die Satzung über die 
Entschädigung der Abgeordneten und 
sachkundigen Einwohner des Kreistages 
Uckermark (Entschädigungssatzung) 
vom 09.10.2009 in der Fassung der 1. 
Satzung zur Änderung der Satzung über 
die Entschädigung der Abgeordneten 
und sachkundigen Einwohner des Kreis-
tages Uckermark (1. Änderungssatzung 
– Entschädigungssatzung) vom 
21.06.2012 außer Kraft.  
 

 
 


